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Umweltpolitik

Musterland Japan?

Helmut Weidner, Berlin

Im Gegensatz zu Japan ist in den westeuro­
päischen Ländern die Umweltpolitik erst seit 
Beginn der achtziger Jahre in heftige Bewe­
gung geraten. Den Anstoß hierzu gaben wie 
in Japan in den sechziger Jahren vor allem 
Umweltschadensfälle größeren Ausmaßes, 
wodurch Regierungen, Verwaltungen und 
umweltbelastende Betriebe unter starken 
Handlungsdruck gesetzt wurden. Seitdem 
gehören Umweltfragen in nahezu allen Indu­
strieländern zu den zentralen politischen 
Themen. Trotz teilweise beeindruckender Ta­
ten bestehen berechtigte Befürchtungen, daß 
einige der ergriffenen Maßnahmen zur Ent­
stehung neuer Probleme führen könnten. Be­
sonders deutlich ist dies am einstigen um­
weltpolitischen Vorreiterland Japan zu er­
kennen.

Bis Ende der sechziger Jahre dieses Jahr­
hunderts galt Japan als Musterfall einer 
Nation, die wirtschaftliches Wachstum 
über alles stellte und dafür auch die Zerstö­
rung der natürlichen Lebensgrundlagen in 
Kauf nahm. Schauerliche Bilder der Opfer 
von Quecksilber- und Cadmiumvergiftun­
gen gingen in den sechziger Jahren um die 
Welt. Japan, so die Weltmeinung, war auf 
dem Weg in ein „ökologisches Harakiri“. 
Doch auch im Lande selbst wurde die öko­
logische Notlage gesehen: Ein hoher 
Regierungsbeamter bezeichnete Japan da­
mals als eine „Schaubühne der Umweltzer­
störung“.

Wenige Jahre später hatte sich Japans 
Umweltimage grundlegend geändert. Wis­
senschaftler und Politiker aus aller Welt rei­
sten in das Land der aufgehenden Sonne, 
um erfolgreiche Umweltschutzmaßnah­
men vor Ort zu studieren. Ihnen diente die 
industrielle Supermacht nunmehr als Beleg 
dafür, daß auch in hochentwickelten Indu­
striestaaten ein vernünftiger Ausgleich zwi­
schen Ökologie und Ökonomie möglich 
ist. Ein Bonner Ministerialbeamter war gar 
so beeindruckt, daß er Tokyo zu einem 
„Mekka der Umweltpolitik“ ausrief. Dies
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H. Weidner

war jedoch des Guten zuviel: Trotz unbe­
strittener großer und teilweise einzigarti­
ger Erfolge im Kampf gegen die Umwelt­
verschmutzung ist Japan längst noch kein 
umweltpolitisches Musterland geworden. 
Gleichwohl kann man sagen, daß gerade in 
Bereichen, wo uns in Europa die Probleme 
unter den Nägeln brennen, die Japaner 
nahezu spektakuläre Erfolge erzielt haben. 
Diese Erfolge, besonders aber die Defizite 
der japanischen Umweltpolitik, könnten 
anderen Industrieländern hilfreiche Denk­
anstöße zur Gestaltung ihrer Umweltpoli­
tik geben.

Die fundamentale Wende, die um 1970 
in Japans Umweltpolitik einsetzte, war 
allerdings nicht Ergebnis einer voraus­
schauenden Planung von Politik und Wirt­
schaft, sondern Endpunkt einer konflikt­
reichen Entwicklung, in deren Verlauf es 
zu militanten Demonstrationen gegen Um­
weltverschmutzer und zu langwierigen ge­
richtlichen Auseinandersetzungen zwi­
schen Geschädigten und umweltbelasten­
den Betrieben kam. Den entscheidenden 
Anteil an der umweltpolitischen Neuorien­
tierung mit ihren gesamtgesellschaftlich 
positiven Effekten hatten demnach Min­
derheiten, die den äußerst strapaziösen — 
und zunächst aussichtslos erscheinenden 
— Weg beschritten, Umweltschutzbelange 
gegen mächtige Gruppen und Institutio­
nen, ja gegen die (anfängliche) Mehrheits­
meinung in der Gesamtgesellschaft durch­
zusetzen. Sie haben Japan damit vor dem 
vielleicht anstehenden ökologischen 
Selbstmord bewahrt; eine präventive Um­
weltpolitik konnte sich allerdings nicht 
durchsetzen.

Entwicklungslinien der 
japanischen Umweltpolitik

Von der ökologischen Ignoranz in Regie­
rung und Industrie zu der technokratisch-

Mund- und Nasenschutz schützen vor Ansteckung.
(Foto: Süddeutscher Verlag, München/H. Kanus)

aktiven Umweltpolitik, die Japan zu einem 
umweltpolitischen Schrittmacher erhob, 
war es ein weiter Weg: Nirgendwo sonst 
waren schon Anfang der sechziger Jahre 
dermaßen viele Krankheits- und Todesfälle 
so eindeutig auf Umweltverschmutzung 
zurückzuführen, nirgendwo sonst waren 
die Krankheiten dermaßen qualvoll. Welt­
weites Aufsehen erregten dabei die Mina­
mata- und die Itai-Itai-Krankheit, beide 
verursacht durch toxische Stoffe (Methyl­
quecksilber, Cadmium), die Industriebe­
triebe in Gewässer eingeleitet hatten. Aber 
auch das Atmen fiel den Japanern immer 
schwerer: Industrie- und Kraftfahrzeugab­
gase hüllten die Städte in giftige Smogwol­
ken, so daß die Atemwegserkrankungen 
rapide Zunahmen.

Die japanische Industriepolitik wurde 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit solcher

10/1990 UNIVERSITAS

Sc
hw

er
pu

nk
t



H . Weidner

Nichtachtung gesundheitlicher und ökolo­
gischer Erfordernisse betrieben, daß man 
von ökologischem Raubbaukapitalismus 
sprechen kann. Das führte in der Folgezeit 
zur Zerstörung weiter Naturflächen und 
zur Verseuchung vieler Gewässer. In den 
industriellen Ballungszentren stiegen die 
Umweltbelastungen dramatisch an. Sie 
hatten alsbald ein solches Ausmaß ange­
nommen, daß Japan auf dem Weg zu einem 
„ökologischen Harakiri“ gesehen wurde.

Ausgangspunkt für die nationale Um­
weltpolitikjapans waren mithin schwerste 
Umweltbelastungen und Gesundheits­
schäden von epidemischem Ausmaß. Hier­
auf reagierte die konservative Regierung 
des Landes in unterschiedlicherWeise, wo­
bei sich drei Entwicklungsphasen relativ 
klar voneinander abgrenzen lassen.

Phase der ökologischen Ignoranz: In der 
ersten Phase der ökologischen Ignoranz, 
die etwa bis Mitte der sechziger Jahre 
dauerte, blieben Regierung und zuständige 
Behörden trotz nachweislicher Schädigung 
von Gesundheit und Eigentum durch ge­
werbliche Schadstoffemissionen weit­
gehend untätig. Die Unternehmen wider­
setzten sich erfolgreich dem Verlangen der 
Geschädigten nach Kompensation und 
Umweltschutzmaßnahmen; bisweilen bo­
ten sie äußerst niedrige Schadensersatz­
zahlungen — „Tränengeld“ genannt — an. 
Gegen Demonstranten wurden staatliche 
Machtmittel eingesetzt.

Die wachstumstrunkene, umweltpoli­
tisch jedoch abstinente Regierung verließ 
den Pfad einer ökologisch ignoranten und 
sozial repressiven Politik erst, als die Pro­
testaktionen der Betroffenen häufiger und 
militanter wurden und die Konflikte all­
mählich eine landesweite Dimension an- 
nahmen. Einigen Bürgerinitiativen war es 
auch gelungen, die Realisierung industriel­
ler Großprojekte zu verhindern. Der im­
mer stärkere Stimmungsumschwung in

der Bevölkerung zugunsten einer Zäh­
mung des industriellen Wildwuchses — lan­
desweit aufgegriffen wurde das Motto 
einer Bürgerinitiative: „Lieber Reis essen 
unter blauem Himmel als Beefsteaks im 
Smog“ — veranlaßte die Regierung, ihren 
generellen Widerstand gegen Forderungen 
nach Umweltschutzmaßnahmen aufzuge­
ben.

Phase der symbolischen Umweltpolitik: 
In der etwa Ende der sechziger Jahre einset­
zenden zweiten Phase lediglich symboli­
scher Umweltpolitik wurden zwar im 
Wortlaut strenge, in der Praxis aber dann 
nicht vollzogene Gesetze erlassen. Die 
Umweltbelastungen nahmen dementspre­
chend weiterhin zu. Der Großteil der 
Bevölkerung, zunehmend auch Kommu­
nalpolitiker, war indessen nicht mehr 
bereit, sich mit symbolischen Maßnahmen 
zu begnügen. Der Widerstand gegen 
umweit- und gesundheitsschädigende Vor­
haben und Aktivitäten wuchs weiter an. 
Selbst Bewohner ländlicher Gebiete, die 
noch wenig früher industrielle Neuansied- 
lungen begrüßt hatten, sperrten sich nun 
gegen Industrievorhaben aller Art. Die 
Zahl der Bürgerinitiativen stieg rapide an, 
und in den Medien wurde fast täglich über 
Umweltprobleme und -Skandale berichtet. 
Selbst in ihren ländlichen Wählerhochbur­
gen verlor die Regierungspartei stetig Stim­
men an Konkurrenzparteien, die den Um­
weltschutz ins Zentrum ihrer Wahlverspre­
chen gerückt hatten.

Phase der technokratischen Umweltpoli­
tik: Auf diese Entwicklung reagierte die 
Regierung mit einem relativ radikalen um­
weltpolitischen Kurswechsel, der die dritte 
Phase technokratisch-aktiver Umweltpoli­
tik einleitete. In dieser Phase, die mit einem 
parlamentarischen Kraftakt einsetzte — auf 
einer Sondersitzung des Parlaments wur­
den 14 Umweltschutzgesetze und -Verord­
nungen erlassen — und bis heute andauert,
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Im Jahre 1973 wurde anläßlich des Minamata-Skandals das Fischangebot noch strenger geprüft als sonst. Das Schild 
über dem Verkaufsstand zeigt an, daß kein quecksilberverseuchter Fisch aus gefährlichen Gebieten verkauft wird.

(Foto: Süddeutscher Verlag, München)

erhielten rasch wirksame Maßnahmen zur 
Senkung gesundheitsschädlicher Schad­
stoffemissionen umweltpolitischen Vor­
rang.

Einen entscheidenden Anstoß zur 
grundlegenden Wende der japanischen 
Umweltpolitik gaben zudem vier zivil- 
rechtliche Gerichtsverfahren, in denen 
Opfer von Umweltverschmutzungen hohe 
Schadensersatzzahlungen von den beklag­
ten Unternehmen erstritten hatten; in Ja­
pan wird in diesem Zusammenhang von

den „Vier großen Umweltschutzprozes­
sen“ gesprochen.

Gerichtsurteile 
stimulieren Umweltpolitik

Bei den vier Umweltschutzprozessen han­
delt es sich um zwei Verfahren wegen der 
Minamata-Krankheit (Methylquecksilber­
vergiftungen), den Itai-Itai-Prozeß (Cad­
miumvergiftungen) und um das Verfahren 
wegen Atemwegserkrankungen durch

UNIVERSITAS 10/1990
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Schwefeldioxidemissionen mehrerer Be­
triebe in der Industriestadt Yokkaichi (so­
genanntes Yokkaichi-Asthma). In den ent­
sprechenden Verfahren vor den Zivil­
gerichten ging es um Schadensersatzforde­
rungen für Gesundheitsschäden, auch in 
Verbindung mit Todesfällen. Das Urteil im 
letzten Prozeß wurde zwar erst 1973 ge­
sprochen, das Ergebnis war jedoch schon 
vorher absehbar: Sämtliche Prozesse gin­
gen für die Kläger, die Opfer der Umwelt­
verschmutzungen, erfolgreich aus.

Die rechtliche Ausgangslage für die 
Opfer war zunächst ungünstig. Spezial­
regelungen des Umweltrechts standen 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße 
zur Verfügung. Abgesehen vom Itai-Itai- 
Fall, bei dem die Klage auf den Gefähr­
dungshaftungstatbestand des Bergbau­
gesetzes gestützt werden konnte, mußten 
die Kläger ansonsten auf die allgemeinen 
deliktrechtlichen Regelungen des Bürger­
lichen Gesetzbuches zurückgreifen. Hier­
bei gelten zwei rechtliche Grundsätze, die 
die Opfer vor nur schwer überwindbare 
Schwierigkeiten stellten: Zum einen
sind Verursacher nur dann entschädi­
gungspflichtig, wenn sie rechtswidrig 
und schuldhaft gehandelt haben; zum 
anderen liegt die Beweislast grundsätz­
lich bei den Betroffenen, das heißt sie 
müssen sämtliche Voraussetzungen des 
Schadensersatzanspruchs nachweisen.

Die mit den genannten Fällen befaßten 
Gerichte haben jedoch im Wege 
der Rechtsfortbildung („Richterrecht“) 
Lösungen entwickelt, die die material- 
und verfahrensrechtlichen Barrieren für 
Opfer von umweltverschmutzungsbeding­
ten Gesundheitsschäden weitgehend, 
wenngleich nicht vollständig abgebaut 
haben. Im Vergleich zur vorgängigen 
Rechtsprechung und zur herrschenden 
Meinung in der Rechtswissenschaft haben 
die japanischen Richter in den vier Fällen

das Umwelthaftungsrecht geradezu revo­
lutionär zugunsten der Geschädigten geän­
dert.

Zu den neuen, fortan die japanische Um­
weltpolitik stark prägenden Rechtsprinzi­
pien, die in den vier Gerichtsverfahren ent­
wickelt worden sind, gehören:
1. die Anwendung eines statistischen (epi­
demiologischen) Kausalitätsnachweises 
anstelle eines strikt naturwissenschaft­
lichen Kausalnachweises für die Ursache- 
Wirkungs-Beziehung zwischen einer be­
stimmten Schadstoffkonzentration und 
dem geltend gemachten Schaden;
2. das Absehen von Verschulden oder Fahr­
lässigkeit bei dem Entscheid, ob eine Haf­
tungspflicht eintritt (Prinzip der Gefähr­
dungshaftung);
3. die Anerkennung einer weitgehenden 
Haftung eines jeden Verschmutzers bei zu­
sammenwirkenden Emissionen (Prinzip 
der gesamtschuldnerischen Haftung);
4. die Einführung scharfer Sorgfaltsanfor­
derungen auch bei nur abstrakt-potentiell 
gefährlicher unternehmerischer Tätigkeit 
(Prinzip der Vorsorge) und
5. eine weitgehende Erleichterung der Be­
weislast zugunsten der Geschädigten hin­
sichtlich der rechtlichen und tatsächlichen 
Voraussetzungen ihres Schadensersatzan­
spruchs (Prinzip der Beweislastumkehr).

Für die Opfer war es jedoch von grund­
sätzlicher Bedeutung, daß die verantwortli­
chen Leiter der beklagten Unternehmen 
ein öffentliches Schuldbekenntnis über ih­
re Vergehen ablegten und hierfür um Verge­
bung baten. Großes Aufsehen erregte eine 
landesweit im Fernsehen übertragene Sze­
ne : Während einer turbulenten Aktionärs­
versammlung kniete der Präsident der Nip­
pon Chisso vor Minamata-Opfern nieder 
und bat sie um Verzeihung für das Leid, 
das sein Unternehmen ihnen zugefügt 
hatte. Wie den Opfern war es nach einhelli­
ger Meinung von Prozeßbeobachtern auch
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den Richtern wesentlich darum gegangen, 
ein faires Maß an Gerechtigkeit in Fällen 
von Schäden durch Umweltverschmut­
zung herzustellen. Entsprechend nehmen 
sich etliche Passagen der Urteile aus wie 
ein moralisches Verdikt gegen industrielle 
Umweltzerstörung, so daß von einer sub­
stanzorientierten, sozio-ökologisch ver­
antwortungsvollen Rechtsprechung der ja­
panischen Richter gesprochen werden kann.

Die vier großen Umweltverschmut­
zungsprozesse hatten weitreichende politi­
sche Wirkungen, und zwar nicht erst die 
Entscheidungen selbst, sondern bereits die 
laufenden Verfahren und die hierdurch be­
wirkte Publizität des Ausmaßes umweltbe­
dingter Gesundheitsschäden. Die staatli­
che japanische Umweltpolitik der fünfzi­
ger und sechziger Jahre wurde als eine re­
pressive, bestenfalls symbolische Politik 
eingestuft; die Ablehnung selbst einer mi­
nimalen ökologischen Verantwortung 
durch die rein wachstumsorientierte Wirt­
schaft war allzu offensichtlich.

All das gab den Forderungen der Um­
weltschutzbewegung, der oppositionellen 
Parteien und einzelner Kommunen nach ei­
ner Wende der japanischen Umweltpolitik 
großes Gewicht. Schlechtere Wahlergeb­
nisse für die herrschende Partei, weitere 
Massenproteste gegen staatliche und priva­
te Großvorhaben waren zu erwarten. 
Schließlich befürchteten Regierung und 
Unternehmertum, daß es aufgrund der ver­
schärften Haftungsprinzipien zu einer lan­
desweiten Welle von Schadensersatzpro­
zessen kommen könnte, die wirtschaftspo­
litische Planungen schwer behindern und 
unternehmerische Entscheidungen nahezu 
unkalkulierbar machen würden.

Effektive umweltpolitische Regelungen

Das politisch-administrative System Ja­
pans reagierte auf die Herausforderungen

967

mit einer fundamentalen Änderung der 
Umweltpolitik, vor allem in den Bereichen, 
in denen der Problemdruck groß war. 
Strengere Umweltgesetze wurden nicht 
nur erlassen, sondern auch umgesetzt. In 
enger Kooperation zwischen Administra­
tion und betroffenen Industriezweigen 
wurden kurzfristige Ziele für Umweltqua­
litätsverbesserungen abgesteckt und die er­
forderlichen Umsatzstrategien festgelegt. 
Einige im internationalen Vergleich heraus­
ragende Regelungsinstrumente wurden ge­
schaffen: so etwa das Gesamtemissions - 
mengen-Kontrollsystem für Luftschadstof- 
fe und für gewässerbelastende Abwasser­
einleitungen, ein modernes Umweltchemi­
kaliengesetz, eine Kostenbeteiligungsrege­
lung für Unternehmen bei staatlichen oder 
kommunalen Vorsorge- und Sanierungs­
maßnahmen, sehr strenge Umweltquali- 
täts- und Emissionsstandards sowie ein 
Entschädigungssystem für umweltver­
schmutzungsbedingte Gesundheitsschä­
den in Verbindung mit einer Abgabe auf 
Schwefeldioxidemissionen.

Die umweltpolitischen Maßnahmen 
und Regelungsinstrumente zielten aller­
dings primär auf die Sanierung bestehen­
der Problemlagen und nicht so sehr auf die 
Verhinderung künftiger Schadensfälle ab. 
Dennoch hatten sie indirekt präventive 
Wirkungen auf das Umweltverhalten von 
privatwirtschaftlichen und öffentlichen 
Unternehmen. Das gilt insbesondere für 
das bereits 1974 erlassene Entschädigungs­
gesetz und zwei weitere, eher generelle um­
weltpolitische Regelungsansätze. Wegen 
ihrer Schlüsselrolle innerhalb der japani­
schen Umweltpolitik und ihrer Einzigartig­
keit im internationalen Vergleich sollen sie 
im folgenden kurz beschrieben werden.

Entschädigungszahlen für Umweltopfer

Japan ist auch 1990 noch das einzige Land,
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das ein umfassendes, durch ein Spezial­
gesetz geregeltes Entschädigungssystem 
für Gesundheitsschäden hat, die durch 
Umweltverschmutzung verursacht wur­
den. Dieses Gesetz sieht vor, daß für be­
stimmte Gesundheitsbeeinträchtigungen 
nach Schwere der Beeinträchtigung gestaf­
felte Entschädigungen gezahlt werden. Auf 
dieser Grundlage erhielten 1988 über 
103 000 Personen Entschädigungszahlun­
gen und andere Formen der Beihilfe, dar­
unter über 101000 Personen wegen Er­
krankungen der Atemwege. Einen großen 
Teil der hierdurch entstehenden Kosten 
hatten Industriebetriebe zu tragen: Sie 
mußten eine Abgabe bezahlen, die sich 
nach der Höhe ihres Schwefeldioxidaus­
stoßes richtete. Im Jahr 1988 wurde das 
Entschädigungsgesetz grundlegend geän­
dert. Seitdem wird niemand mehr wegen 
Atemwegserkrankungen als Umweltopfer 
neu anerkannt. Statt dessen hat sich die 
emittierende Industrie (einschließlich 
Autohersteller) freiwillig verpflichtet, Bei­
träge in einen Fonds zur Förderung präven­
tiver Umweltschutzmaßnahmen zu zahlen. 
Für die Entschädigung der Umweltopfer, 
deren Krankheitsursachen relativ eindeu­
tig auf die Schadstoffemissionen einzelner 
Betriebe zurückführbar sind — wie etwa 
bei der Minamata- und der Itai-Itai-Krank­
heit —, bleibt das ursprüngliche System 
weitgehend unverändert bestehen.

Umweltschutzvereinbarungen 
auf der kommunalen Ebene

Die japanischen Unternehmen werden 
nicht nur durch staatlich verordnete Aufla­
gen in die ökologische Pflicht genommen. 
Das umweltpolitische System läßt gleich­
falls Kommunalbehörden und Bürgergrup­
pen einen weiten Spielraum, durch direkte 
Verhandlungen mit den Betrieben umwelt­
belastender Anlagen quasi privatrechtliche

Vereinbarungen über Umweltschutzmaß­
nahmen zu treffen, die oft weit über die ge­
setzlichen Anforderungen hinausgehen.

Die erste bedeutende Vereinbarung wur­
de 1964 zwischen der Stadt Yokohama und 
der Electric Source Development Corpora­
tion bezüglich eines geplanten Kohlekraft­
werks im Stadtgebiet abgeschlossen. Nur 
auf diesem Wege war es möglich, massive 
Bürgerproteste zu vermeiden. An den Ver­
handlungen zum Abschluß der Vereinba­
rungen nahmen auch Bürgergruppen teil; 
der betreffende Vertragstext wurde veröf­
fentlicht.

In der Folgezeit stieg die Zahl derartiger 
Vereinbarungen in ganz Japan stark an. 
Derzeit gibt es insgesamt etwa 30 000 sol­
cher Vereinbarungen. Vertragspartner sind 
in der Mehrzahl der Fälle Unternehmen 
und Kommunalbehörden, in deren Gebiet 
der Standort liegt. An den Verhandlungen 
sind häufig Bürgergruppen (beratend oder 
mitentscheidend) beteiligt. Es gibt auch 
Umweltschutzvereinbarungen, die aus­
schließlich zwischen Bürgergruppen und 
Unternehmen abgeschlossen wurden. Ihre 
Zahl nahm seit 1960 stark zu: 1969 lag sie 
bei 37, gegenwärtig bei rund 4 000. Eigen­
ständige Vertragspartei sind Bürgergrup­
pen häufig auch in den Fällen, bei denen 
Vereinbarungen mit den Gemeindebehör­
den, etwa zu Müllverbrennungs- oder 
Kläranlagen, abgeschlossen werden.

Die Umweltschutzvereinbarungen gel­
ten bei japanischen Kommunalbehörden 
und Bürgergruppen als das geeignetste 
Mittel, die Regelungen des nationalen Um­
weltrechts orts- und bürgernah zu vervoll­
ständigen. Sie bieten insbesondere den 
Kommunalbehörden und den Ortsein­
wohnern den nötigen Spielraum, den örtli­
chen Besonderheiten (Umweltsituation, 
besondere politische und soziale Präferen­
zen der Gemeinde) sowie den ökonomi­
schen und technischen Möglichkeiten des
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Anläßlich der offiziellen Eröffnung des Großflughafens Narita bei Tokyo im Jahre 1978 gab es schwere Zusammenstöße 
zwischen Umweltschützern und der Polizei. (Foto: dpa/UPI)

jeweiligen Unternehmens Rechnung zu 
tragen. In dieser Hinsicht sind sie Aus­
druck einer dezentralen „Umweltpolitik 
vor Ort“.

Umweltberichterstattung

Die Erfolge der japanischen Umweltpolitik

sind nicht ohne das umfassende, hochmo­
derne Umweltinformationssystem zu er­
klären. Mit der Erhebung, Verarbeitung 
und Veröffentlichung umweltbezogener 
Daten — das schließt auch Informationen 
über Schäden an Gesundheit und Natur 
ein — wurde schon Ende der sechziger 
Jahre begonnen. Gegenwärtig ist das japa­
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nische Umweltinformationssystem, insbe­
sondere für die Bereiche Luft und Gewäs­
ser, in Art und Umfang wohl einmalig.

Wichtigster Anlaß für den raschen 
Aufbau eines umfassenden Informations­
systems waren massive Bürgerproteste 
und die oben beschriebenen Gerichtsurtei­
le gegen industrielle Umweltverschmutzer. 
Regierung und Industrie hatten daraufhin 
entschieden, die Umweltkonflikte durch 
schnell wirksame Maßnahmen abzubauen. 
Hierzu mußte die Daten- und Informa­
tionslage wesentlich verbessert werden: 
zum einen, um Gegenmaßnahmen auf 
rationaler Grundlage planen und ihre Ef­
fekte kontrollieren zu können, zum ande­
ren, um die Forderungen der Bevölkerung 
nach realistischen Informationen über 
Stand und Entwicklung der Umweltbela­
stung zu erfüllen. Schließlich ging es auch 
den Unternehmen darum, ihre nunmehr 
erheblichen Anstrengungen zur Verminde­
rung der Umweltbelastung anhand glaub­
würdiger Daten nachweisen zu können.

Bei einer Betrachtung des japanischen 
Umweltberichterstattungssystems ist fest­
zustellen, daß sein Herzstück das Informa­
tionssystem für Luft- und Gewässerbela­
stung ist. So sind zur Zeit annähernd 1 700 
Luftgüte-Meßstationen kontinuierlich in 
Betrieb. Zur Erfassung der Emissionsent­
wicklung wurden seit etwa 1970 automati­
sche Emissionsmeßgeräte auf Basis des 
Telemetersystems (Fernübertragung) di­
rekt bei größeren Emissionsquellen im In­
dustrie- und Kraftwerksbereich installiert. 
Mit diesen Geräten werden vor allem der 
Brennstoffverbrauch, der Schwefelgehalt 
im Brennstoff sowie die Konzentration 
von Stickstoffoxiden und Schwefeldioxid 
im Rauchgas erfaßt. Die Daten werden 
fortlaufend an die zuständigen Umweltver­
waltungen übermittelt. Mittlerweile haben 
34 Kommunen solche Systeme bei insge­
samt mehr als 700 Betrieben eingerichtet.

Die erhobenen Daten werden fortlau­
fend, sowohl in schriftlicher Form (wö­
chentliche, monatliche, jährliche Umwelt­
berichte, die von allen größeren japani­
schen Kommunen erstellt werden) als auch 
in elektronischer Form veröffentlicht: 
Elektronische Schautafeln in den Umwelt­
behörden und auf öffentlichen Plätzen 
zeigen für ausgewählte Umweltbereiche 
(Schadstoffbelastung der Luft, Lärmpegel) 
die aktuelle Situation vor Ort an. Einige 
Städte veröffentlichen auch sogenannte 
Verschmutzerlisten, das heißt, sie machen 
detaillierte Angaben zur Umweltbelastung 
durch benannte Unternehmen.

Die weitgehende Offenlegung umwelt­
schutzbezogener Informationen hat die 
Position der Bürger bezüglich ihres Ein­
flusses auf Umweltschutzmaßnahmen ent­
scheidend gestärkt. Nachteilig wirkt sich 
diese umweltpolitische Strategie allein für 
Unternehmen mit geringen Umwelt­
schutzleistungen aus. Unternehmen mit 
positiver Umweltbilanz werden dagegen 
begünstigt, denn ihre hierdurch erkennba­
ren Leistungen im Umweltschutz tragen 
erheblich zur Bildung eines positiven „Um­
weltschutzimages“, bei, dessen (auch wirt­
schaftliche) Bedeutung japanische Unter­
nehmen längst in ihre Unternehmensstra­
tegie einbeziehen. Weiterhin schafft das 
System eine gute informationeile Basis zur 
Planung und Kontrolle von Umwelt­
schutzmaßnahmen durch die Verwaltung.

Leistungen und verbleibende Probleme

Empirische Untersuchungen zur Wirkung 
des japanischen umweltpolitischen Instru­
mentariums legen folgendes Fazit nahe: 
Die — auch im internationalen Vergleich — 
herausragendsten Umweltschutzleistun­
gen wurden primär in den Bereichen er­
zielt, in denen die Rechtsposition der 
Geschädigten durch die Urteile in den vier
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großen Umweltschutzprozessen verbes­
sert worden war. Die positiven Effekte der 
in Reaktion hierauf eingeleiteten Maßnah­
men wurden durch den Aufbau eines um­
fassenden Umweltinformationssystems 
und die rasche Zunahme von Umwelt­
schutzvereinbarungen ermöglicht. Zwar

Die Abfallmengen aus dem Haushalts- und Gewerbebereich

trugen auch andere Regelungsinstrumente 
zur Umweltentlastung bei, jedoch nicht 
in gleichem Maße.

Die im Vergleich zu anderen Industrie­
nationen wesentlich strengeren Umwelt­
schutzregelungen und höheren Umwelt­
schutzinvestitionen Japans hatten im allge-

zu. (Foto: Süddeutscher Verlag, München/H. Kanus)
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meinen günstige volkswirtschaftliche Ef­
fekte. Negative Auswirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum, die Beschäftigungs­
situation, die Geldwertstabilität, die Ent­
wicklung des technischen Fortschritts und 
den Export sind nicht bekannt oder aber 
äußerst gering. Insgesamt überwog der 
volkswirtschaftliche Nutzen: Die strengen 
Regelungen zur Emissionsbegrenzung ga­
ben Industrie und Energieversorgungsun­
ternehmen einen kräftigen Anstoß zu 
Energieeinsparungen; dies wirkte sich 
nach den Ölpreiskrisen von 1973 und 1979 
besonders günstig aus. Gerichtsentschei­
dungen und die Opposition von Bürgern 
gegen verschmutzungsintensive Industrie­
zweige erzwangen einen generellen 
Schwenk in der Industriepolitik: Die Stra­
tegie des Ausbaus der Schwerindustrie 
wurde zugunsten von modernen, ressour- 
cen- und energieschonenden Branchen auf­
gegeben. Personenkraftwagen wurden 
schon sehr frühzeitig mit Katalysatoren 
ausgestattet, weshalb die japanische Auto­
mobilindustrie keine Exporteinbußen zu 
befürchten brauchte, als die europäischen 
Länder striktere Ab gas grenz werte zur 
Pflicht machten. Die strengen umweltpoli­
tischen Maßnahmen haben also die Wirt­
schaft gestärkt und entscheidende Impulse 
zu einem industriellen Strukturwandel ge­
geben, der Japan weltwirtschaftliche Kri­
sensituationen bislang besser als viele 
andere Industrienationen überstehen ließ.

Obwohl in wichtigen Umweltbereichen 
erhebliche Verbesserungen und im techni­
schen Umweltschutz Schrittmacherlei­
stungen zu verzeichnen sind, gibt es noch 
etliche ungelöste Probleme. So weisen et­
wa die Gewässer immer noch einen sehr 
hohen Gehalt an organischen Substanzen 
auf, und Lärmbelastungen treten fast aller­
orts auf. Die Abfallmengen aus dem Haus­
halts- und Gewerbebereich nehmen zu, 
und Deponieplätze sind im dichtbesiedel­

ten Japan rar. Im Natur- und Landschafts­
schutz liegt ebenfalls vieles im argen.

Es gibt also weiterhin eine breite Aufga­
benpalette für die japanische Umweltpoli­
tik. Daneben mehren sich die Anzeichen, 
daß in einigen Bereichen die umweltpoliti­
sche Erfolgskurve abflacht oder gar neue 
Herausforderungen entstehen. Die lei­
stungsstarken Rauchgasreinigungsanlagen 
etwa führen zu einem Anwachsen der Bei- 
und Abfallprodukte. Diese werden teilwei­
se deponiert oder in Gewässer eingeleitet, 
man verlagert also Probleme in andere Um­
weltmedien. Trotz der frühzeitigen Einfüh­
rung von Abgaskatalysatoren bei Perso­
nenkraftwagen steigt in einigen Ballungs­
räumen die Luftbelastung seit neuerem 
wieder an, weil die Zahl der Fahrzeuge un­
vermindert zunimmt: Das Grundproblem 
„Umweltbelastung durch Individualver­
kehr“ konnte also durch technische Maß­
nahmen nicht gelöst, sondern nur zeitlich 
verschoben werden.

Trotz der „nuklearen Allergie“ der japa­
nischen Bevölkerung und der zahlreichen 
Skandale der japanischen Kernkraftindu­
strie setzen Regierung und Energieversor­
gungsunternehmen — auch nach Tscherno­
byl — weiterhin auf die Kernenergie, vor­
geblich um die große Abhängigkeit von 
ausländischen Energieträgern zu verrin­
gern. Eine Problemverlagerung ist hier­
durch weitgehend vorprogrammiert, denn 
die Gretchenfrage an die Industrienatio­
nen, „Wie hältst Du’s mit dem Atom­
müll?“, ist bislang in ökologischer Hinsicht 
auch in Japan unbeantwortet geblieben: 
Radioaktive Abfälle werden ins Meer ge­
schüttet, im — erdbebengefährdeten ---Lan­
de selbst deponiert oder zur Wiederauf­
arbeitung in andere Länder transportiert.

Eine Problemverschiebung entsteht in 
der Regel überall dort, wo umweltpoliti­
sche Maßnahmen nicht an den Ursachen 
der Probleme ansetzen, sondern es dabei
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Am Boden liegend fordern Demonstranten vor dem Ministerium für internationalen Handel und Industrie (MITI) in 
Tokyo das sofortige Abschalten aller in Betrieb befindlichen japanischen Kernreaktoren (1979). (Foto: dpa/UPI)

bewenden lassen, Reinigungstechniken 
einzusetzen, anstatt die Entstehung von 
Schadstoffen von vornherein zu vermei­
den. Eine solche umweltpolitische Strate­
gie, die es versäumt, zur Risikoproduktion 
vorzustoßen, um im Sinne einer präventi­
ven Umweltpolitik ökologieverträgliche 
Verfahren und Verhaltensweisen durchzu­
setzen, bezeichne ich als technokratische

Strategie. Die japanische Umweltpolitik 
seit Anfang der siebziger Jahre ist ein typi­
sches Beispiel hierfür.

Ob Abfallbeseitigung, Luft- und Gewäs­
serreinhaltung, Naturschutz, Stadtpla­
nung oder Energiepolitik — in allen Berei­
chen zeichnen sich die Defizite und Gren­
zen technokratischer Umweltpolitik ab. 
Die bislang zögerliche Reaktion der japani-
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sehen Regierung hierauf läßt den Schluß 
zu, daß sie die Lektion aus der ehemaligen 
umweltpolitischen Krisensituation nicht 
vollständig gelernt hat: daß nämlich Vor­
sorge auf der Grundlage eines ökologi­
schen Gesamtkonzepts die beste Umwelt­
medizin ist, selektive und periphere Maß­
nahmen dagegen langfristig versagen. 
Denn dies scheint der Fluch einer jeglichen, 
die Gesetzmäßigkeiten der Ökologie außer 
acht lassenden Umweltpolitik zu sein: 
Nach der kurz- und mittelfristigen Entla­
stung in einzelnen Bereichen schlagen die 
ursächlich ungelösten Problemstrukturen 
in denselben oder in anderen Umweltme­
dien wieder durch.

Ökologisches Freibeutertum

Die negativen Umweltfolgen der techno­
kratischen Strategie reichen weit über die 
Landesgrenzen hinaus. Japan gilt inzwi­
schen im globalen Kontext als Musterfall 
eines reichen Industrielandes, das seine 
internen Umweltprobleme teilweise zu La­
sten anderer Länder vermindert — etwa 
durch die Verlagerung von umweltbela­
stenden Industrien in Entwicklungsländer 
vornehmlich des pazifischen Raumes — 
und aus wirtschaftlichem Eigennutz erheb­
lich zur Zerstörung der globalen Umwelt 
beiträgt — etwa durch seine Tropenholzim­
porte, Walfangpraktiken, extensive Treib­
netzfischerei und lückenhafte Regelungen 
zum Schutz seltener Tier- und Pflanzen­
arten. Zum schlechten Ruf trägt schließlich 
auch die restriktive Rolle bei, die Japans 
Regierung häufig bei internationalen Um­
weltschutzabkommen — etwa zur Bekämp­
fung des Treibhauseffektes — spielt.

Der zunehmende Druck der Weltöffent­
lichkeit und gezielte Aktionen internatio­
nal operierender Umweltorganisationen 
gegen Japans ökologisches Freibeutertum 
haben zwar in einigen Umweltbereichen 
zu einem vorsichtigen Einlenken der japa­
nischen Regierung geführt, doch ändert 
das bislang wenig an Japans insgesamt 
negativer Rolle im globalen ökologischen 
Kontext.

Da in der japanischen Bevölkerung, wie 
einschlägige Umfragen zeigen, nur eine ge­
ringe Motivation für globales (altruisti­
sches) Umweltengagement vorhanden ist, 
dürfte mit einem durch binnengesellschaft­
liche Politisierung erzwungenen funda­
mentalen Kurswechsel in der Regierungs­
politik in der nächsten Zukunft kaum zu 
rechnen sein. Unter diesen für die autono­
me Entwicklung eines globalen Umweltbe­
wußtseins (und entsprechenden Han­
delns) recht ungünstigen Voraussetzungen 
im Lande selbst wird es wohl weiterhin 
mannigfaltiger Interventionen von außen 
bedürfen, damit Japans technokratische 
Umweltpolitik sich zu einer UmWELTpo- 
litik wandelt.
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